
Offene Worte
Zeitung der LINKEN für den Barnim    29. März 2023, 32. Jahrg.

Online Nr. 230

Herausgeber: Virtuelle AG Offene Worte der LINKEN Barnim & Kreistagsfraktion der LINKEN, ViSdP: Sebastian Walter.
Kontakt: DIE LINKE Barnim,  Heegermühler Straße 15, 16225 Eberswalde, Telefon zurzeit: 03334-385488; E-Mail: offeneworte@dielinke- barnim.de
Spendenkonto Offene Worte (Druckkosten): DIE LINKE Barnim, IBAN: DE33 1705 2000 3120 051429, BIC: WELADED1GZE; 
Verwendungszweck: Spende OW. 

nächste OW am

2. April 2
023

Mit 
sp

itz
er

 Fe
de

r

Verfassungsrechte achten!
Arbeitsgericht Eberswalde: Brandenburger Justizministerin hat Empfehlungen des Richterwahlausschusses

und des Richterdienstes ignoriert. Marlen Block, DIE LINKE: Das ist nicht hinnehmbar.
Seit Januar gibt es in Branden-

burg nur noch vier Arbeitsgerichte 
in der Stadt Brandenburg, in Frank-
furt/Oder, Neuruppin und Cottbus. 
Potsdam und Eberswalde sowie 
die Außenstelle in Senftenberg wur-
den als eigenständige Arbeitsge-
richte durch das Justizministerium 
geschlossen. Dagegen gab es viel 
Widerstand, der Rechtsausschuss 
des Landtages hat zumindest eine 
Außenstelle in Eberswalde erzwun-
gen. Das heißt, hier fi nden weiterhin 
Verhandlungen statt, aber die Rich-
ter:innen wurden ausgetauscht. 

Dagegen gab es ein gerichtli-
ches Verfahren, denn ein Richter 
legte Beschwerde ein, weil es so-

wohl formale Fehler gab als auch 
keine ausreichende Begründung für 
eine Versetzung. Und vor allem: Im 
brandenburgischen Richtergesetz 
sind demokratische Beteiligungs-
rechte des Richterwahlausschus-
ses festgeschrieben, sie ähneln 
den Rechten von Personal- oder 
Betriebsräten. Diese wurden von 
der Justizministerin zunächst igno-
riert und dann vollständig umgan-
gen. „Diese Rechte des Richter-
wahlausschusses wurden durch 
das Gericht vollständig bestätigt“, 
kommentiert Marlen Block, justiz-
politische Sprecherin der LINKEN 
im Landtag Brandenburg. „Die Jus-
tizministerin hatte versucht, diese 

Rechte zu umgehen. Nachdem sie 
nämlich mit ihrem Ansinnen – den 
Richter im Zuge der Arbeitsge-
richtsreform zu versetzen – im 
Richterwahlausschuss zweimal 
gescheitert war, versetzte 
sie ihn selbst. Dazu hat-
te die Ministerin dem 
Richterwahlausschuss 
unsachgemäße Erwä-
gungen unterstellt, als er 
die Zustimmung verwei-
gerte“, erläutert Block weiter. Ihre 
Schlussfolgerung: „Frau Hoffmann 
ist damit ihrer Aufgabe im demokra-
tischen System nicht gerecht ge-
worden. Sie hat das Vertrauen der 
Richterschaft verspielt und gefähr-

det so nachhaltig das Ansehen der 
Justiz des Landes Brandenburg.“ 
Nach der Entscheidung des Richter-
dienstgerichts habe die Justizminis-

terin im Rechtsausschuss 
ihr äußerst umstrittenes Vor-

gehen, erstens den Richter-
wahlausschuss zu umgehen 

und zweitens die Entscheidung 
des Richterdienstgerichts nicht 

zu akzeptieren, noch verteidigt. 
„Von einer Justizministerin erwarte 

ich, dass sie die verfassungsrecht-
lichen Rechte von Richterinnen und 
Richter und parlamentarischen Gre-
mien achtet. Macht sie das nicht, ist 
sie als Ministerin nicht tragbar“, er-
klärt Block.

Politik leicht erklärt? Das ist oft schwierig. Eine Studie der Uni Hohenheim und des Deutschlandfunks hat eine Rede 
der Bundestagsabgeordneten Gesine Lötzsch (DIE LINKE) zur verständlichsten Haushaltrede im Bundestag 2022 
gekürt. In der Rede kritisierte Lötzsch am 8. September die Erhöhung der Krankenkassenbeiträge als dreiste Abzocke 
und fordert die Abschaffung der Fallpauschalen in Krankenhäusern sowie ein Ende der Profi tlogik. Ärztinnen und Ärzte 
leiden darunter, erst an Profi te und dann an die Gesundheit der Menschen denken zu sollen.

Das ist doch mal ein Preis!

Dietmar Bartsch, Fraktionsvor-
sitzender der LINKEN im Bundes-
tag: „Der Bahn-Vorstand gönnte 
sich zum Januar 14 Prozent mehr 
Gehalt. Die DB-Beschäftigten for-
dern 12 Prozent, ver.di für den öf-
fentlichen Dienst 10,5 Prozent mehr 
Lohn. Vorstände nicken leistungs-
losgelöste Managergehälter ab. Ar-
beiter müssen jede Lohnerhöhung 
erstreiten. Streik ist unbequem, 
aber nötig.“

Janine Wissler, Parteivorsitzende 
der LINKEN, bei einem Besuch der 
Streikenden in Frankreich: „Auch in 
Deutschland erleben wir aktuell eine 
Streikwelle, in der Beschäftigte um 
höhere Löhne und eine gerechtere 
Verteilung des Reichtums kämp-
fen.“

DIE LINKE und die aktuellen Streiks
Die Partei setzt sich ein für Löhne, von denen man gut leben kann. 


